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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 28 AL 167/04
Datum 08.12.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 07.
Juni 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten Insolvenzgeld (Insg) fÃ¼r die Zeit vom 01.
April bis 30. Juni 1998.

Der 1962 geborene KlÃ¤ger war als FuÃ�ballspieler (Vertragsamateur) ab dem 30.
Juni 1996 befristet bis zum 30. Juni 1998 (Ende der Saison 1997/1998) bei dem
Verein B Te. V. 65 (im Folgenden: T-Verein) tÃ¤tig. Die vertraglich vereinbarte
monatliche VergÃ¼tung betrug 2000 DM. Der KlÃ¤ger erhielt u. a. fÃ¼r die Monate
April bis Juni 1998 keine VergÃ¼tung. Bereits am 08. Januar 1998 lieÃ� er durch
seine jetzigen ProzessbevollmÃ¤chtigten Klage beim Arbeitsgericht wegen der
Nichtzahlung der VergÃ¼tung erheben (Az. ), der durch Anerkenntnisschlussurteil
vom 25. Juni 1998 stattgegeben wurde.
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Am 13. Oktober 1998 beantragte der KlÃ¤ger durch seine
ProzessbevollmÃ¤chtigten bei dem Amtsgericht Charlottenburg die ErÃ¶ffnung des
Insolvenzverfahrens gegen den T-Verein (Az. ). Der in dem Insolvenzverfahren
bestellte SachverstÃ¤ndige, Rechtsanwalt W S, vertrat in seinem Gutachten vom
10. Januar 2000 die Auffassung, dass der T-Verein zahlungsunfÃ¤hig und
Ã¼berschuldet sei. Eine die Kosten des Verfahrens deckende freie Masse sei nicht
vorhanden.

Daraufhin hat das Amtsgericht Charlottenburg mit Beschluss vom 14. Januar 2000
den Antrag auf ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens Ã¼ber das VermÃ¶gen des T-
Vereins zurÃ¼ckgewiesen. Der Beschluss wurde den ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers am 21. Januar 2000 zugestellt. Die gegen den Beschluss durch den T-
Verein erhobene Beschwerde hat das Landgericht Berlin durch Beschluss vom 15.
MÃ¤rz 2000 als unzulÃ¤ssig verworfen.

Der KlÃ¤ger beantragte am 06. Juli 2000 bei dem Arbeitsamt Berlin-SÃ¼dwest
Insolvenzgeld fÃ¼r die Zeit vom 01. April bis 30. Juni 1998 in HÃ¶he von insgesamt
6.000 DM.

Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2002 ab, weil der
KlÃ¤ger den entsprechenden Antrag nicht innerhalb der Frist von zwei Monaten
nach dem Insolvenztag gestellt habe. Das maÃ�gebliche Insolvenzereignis sei durch
die Ablehnung des Insolvenzverfahrens am 14. Januar 2000 eingetreten. Er habe die
VersÃ¤umung der Antragsfrist auch zu vertreten, da er den Insolvenzantrag selbst
gestellt habe. Der Abweisungsbeschluss sei seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am
21. Januar 2000 zugegangen. Bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt hÃ¤tte der
KlÃ¤ger rechtzeitig von dem Insolvenztatbestand Kenntnis erhalten und den Antrag
auf GewÃ¤hrung von Insolvenzgeld stellen kÃ¶nnen.

Gegen den am 27. MÃ¤rz 2002 wegen vorheriger Nichtzustellbarkeit erneut
abgesandten Bescheid hat der KlÃ¤ger am 29. April 2002 Widerspruch eingelegt:
Eine Kopie des Beschlusses Ã¼ber die ZurÃ¼ckweisung des Konkursantrages sei
unmittelbar an die seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten bekannte Anschrift am 21.
Januar 2000 gesandt worden, sei jedoch mit dem Postvermerk "unbekannt" wenige
Tage spÃ¤ter an diese zurÃ¼ckgelangt. In der Zeit von Ende 1999 bis Mitte Februar
2000 und wieder von Ende Februar 2000 bis Ende Mai 2000 habe er sich in seiner
Heimat im K auf Verwandtenbesuch befunden. WÃ¤hrend dieser Zeiten habe er sich
von Bekannten, die Ã¼ber Wohnungs- und BriefkastenschlÃ¼ssel verfÃ¼gten, von
Zeit von Zeit telefonisch Ã¼ber eingegangene Post unterrichten lassen. Am 02. Juni
2000 habe er sich bei seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten gemeldet und Ã¼ber die
Abweisung des Konkursantrages informiert. Er habe deshalb die VersÃ¤umung der
Antragsfrist nicht zu vertreten.

Der Widerspruch wurde durch Widerspruchsbescheid vom 10. Juli 2002
zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger hat am 16. August 2002 bei dem Sozialgericht Potsdam Klage erhoben
und ergÃ¤nzend geltend gemacht, ein Auftrag seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten zur
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Stellung eines Insolvenzgeldantrages habe nicht bestanden. Der Auftrag habe sich
nur darauf bezogen, dass Konkursantragsverfahren weiter zu betreiben. Erst nach
ZurÃ¼ckweisung des Konkursantrages sei er durch seine ProzessbevollmÃ¤chtigten
auf die MÃ¶glichkeit der Inanspruchnahme von Insolvenzgeld hinzuweisen gewesen.
Ein Verschulden seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten fÃ¼r die FristversÃ¤umung
kÃ¶nne ihm nicht vorgeworfen werden.

Mit Urteil vom 07. Juni 2004 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Das
Gericht sei davon Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte allgemein mit der
Verfolgung der AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis bei dem T-
Verein beauftragt gewesen sei, wozu auch die Geltendmachung von Insolvenzgeld
gehÃ¶re. SpÃ¤testens am 21. Januar 2000 sei den ProzessbevollmÃ¤chtigten das
Insolvenzereignis bekannt gewesen, mit der Folge, dass diese unverzÃ¼glich den
Antrag auf Insolvenzgeld bei der Beklagten hÃ¤tten stellen kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger
mÃ¼sse sich daher das so genannte Vertreterverschulden zurechnen lassen.

Gegen das seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 26. Juli 2004 zugestellte Urteil
haben diese am 19. August 2004 Berufung bei dem Landessozialgericht fÃ¼r das
Land Brandenburg eingelegt. Seine ProzessbevollmÃ¤chtigten seien damit
beauftragt gewesen, seine AnsprÃ¼che gegen seinen frÃ¼heren Arbeitgeber zu
titulieren und eine Beitreibung der Forderung zu versuchen. Diese MaÃ�nahmen
seien darin kumuliert, dass in seinem Namen ein Konkursantrag eingereicht worden
seien. Ein Auftrag zur Geltendmachung von Insolvenzgeld sei von ihm nicht erteilt
worden, denn es habe immer noch eine einvernehmliche LÃ¶sung im Raum
gestanden. Eine schriftliche Mandatserteilung habe nicht bestanden. Seine
ProzessbevollmÃ¤chtigten wÃ¼rden praktisch ausnahmslos aufgrund eines
mÃ¼ndlichen Auftrags tÃ¤tig, der regelmÃ¤Ã�ig in einer Besprechung erteilt
wÃ¼rde, in der Unterlagen des Mandanten zur Sachverhaltsinformation
Ã¼bergeben und diskutiert wÃ¼rden. Mangels vollstÃ¤ndiger Angaben hÃ¤tten
seine ProzessbevollmÃ¤chtigten auch keinen Insolvenzgeldantrag stellen kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 07. Juni 2004 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 27. MÃ¤rz 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.
Juli 2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Insolvenzgeld fÃ¼r die
Zeit vom 01. April bis 30. Juni 1998 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass der KlÃ¤ger auch damit hÃ¤tte rechnen mÃ¼ssen, dass
eine einvernehmliche LÃ¶sung nicht gefunden werde. Auch hÃ¤tte er damit rechnen
mÃ¼ssen, nachdem er einen Antrag auf ErÃ¶ffnung des Konkursverfahrens Ã¼ber
das VermÃ¶gen seines ehemaligen Arbeitgebers gestellt habe, dass dieses mangels
Masse nicht erÃ¶ffnet werde. Davon ausgehend hÃ¤tten er und seine
BevollmÃ¤chtigtenvertreter dafÃ¼r Sorge tragen mÃ¼ssen, dass sie sich auch
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kurzfristig gegenseitig erreichen kÃ¶nnen, um ggf. formlos einen
Insolvenzgeldantrag innerhalb der zweimonatigen Ausschlussfrist zu beantragen. Es
sei nicht erkennbar, dass sich der KlÃ¤ger mit der erforderlichen Sorgfalt um die
Durchsetzung seiner AnsprÃ¼che bemÃ¼ht habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten und wegen des
Verfahrens wird auf die Insolvenzgeldakten, die Akten des Amtsgerichts
Charlottenburg, Az. , einen Auszug aus den Akten des Arbeitsgerichts Berlin, Az. ,
sowie die Gerichtsakten zu dem hier vorliegenden Verfahren Bezug genommen.
Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist ohne weitere
Zulassung nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
statthaft, weil der Beschwerdewert 500 Euro Ã¼bersteigt.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die
Klage zu Recht abgewiesen. Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Insolvenzgeld fÃ¼r den begehrten Zeitraum.

Nach Â§ 183 Abs. 1 Satz 1 SGB III in der vom 01. Januar 1999 bis 31. Dezember
2001 gÃ¼ltigen Fassung durch Art. 1 Nr. 41 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997
(BGBl. I 2970) haben Arbeitnehmer Anspruch auf Insolvenzgeld, wenn sie bei

ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens Ã¼ber das VermÃ¶gen ihres Arbeitgebers

Abweisung des Antrags auf ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse
oder

vollstÃ¤ndiger Beendigung der BetriebstÃ¤tigkeit im Inland, wenn ein Antrag auf
ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens nicht gestellt worden ist und ein
Insolvenzverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in Betracht kommt

(Insolvenzereignis) fÃ¼r die vorausgehenden drei Monate des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
noch AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt haben. Zu den AnsprÃ¼chen auf
Arbeitsentgelt gehÃ¶ren alle AnsprÃ¼che auf BezÃ¼ge aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis.

MaÃ�geblicher Insolvenzgeldzeitpunkt ist â�� mangels eines anderen
vorausgegangenen Insolvenzereignisses â�� vorliegend nach Â§ 183 Abs. 1 Nr. 2
SGB III die Abweisung des Antrags auf ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens mangels
Masse durch Beschluss des Amtsgerichts Charlottenburg vom 14. Januar 2000.
Ausgehend vom Insolvenzereignis am 14. Januar 2000 hat der KlÃ¤ger keinen
Anspruch auf Insolvenzgeld fÃ¼r den geltend gemachten Zeitraum, weil er die
Antragsfrist versÃ¤umt hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 324 Abs. 3 SGB III in der vom 01. Januar 1998 bis 31. Dezember 2003
geltenden Fassung ist das Insolvenzgeld beim zustÃ¤ndigen Arbeitsamt innerhalb
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einer Ausschlussfrist von zwei Monaten nach dem Insolvenzereignis zu beantragen
(Satz 1). Die zweimonatige Ausschlussfrist begann mit dem 14. Januar 2000 und
endete damit am 14. MÃ¤rz 2000, wovon schon die Beklagte zutreffend
ausgegangen ist. FÃ¼r den Fristbeginn ist der Tag der Kenntnisnahme vom
Beschluss des Amtsgerichtes unmaÃ�geblich. Die zweimonatige Ausschlussfrist
beginnt bei allen rechtserheblichen Insolvenzereignissen mit deren Eintritt ohne
RÃ¼cksicht darauf, ob dem Arbeitnehmer, hier den KlÃ¤ger, diese Ereignisse
bekannt sind oder nicht (BSG SozR 4100 Â§ 141 Nr. 8 m.w.N.; BSG â�� Urteil vom
04. MÃ¤rz 1999 â�� B 11/10 AL 3/98 R; in USK 9908 sowie DBlR 4524, AFG/Â§ 141
e). Eine wirksame Antragstellung bei der Beklagten auf GewÃ¤hrung von
Insolvenzgeld bis zum Ende dieser Ausschlussfrist am 14. MÃ¤rz 2000 ist nicht
erfolgt.

Da der KlÃ¤ger mit seinem Antrag vom 06. Juli 2000 die Frist des Â§ 324 Abs. 3 Satz
1 SGB III versÃ¤umt hat, hÃ¤tte ihm die weitere Frist des Â§ 324 Abs. 3 Satz 2 SGB
III nur zur VerfÃ¼gung gestanden, wenn er die erste Frist aus GrÃ¼nden, die von
ihm nicht zu vertreten sind, versÃ¤umt hat. Zu vertreten hat der Arbeitnehmer die
AuÃ�erachtlassung der erforderlichen Sorgfalt, also auch jede FahrlÃ¤ssigkeit (Â§
276 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â�� BGB â�� ). Eine auf FahrlÃ¤ssigkeit beruhende
Unkenntnis der rechtserheblichen UmstÃ¤nde schlieÃ�t daher den
Insolvenzgeldanspruch nach zwei Monaten aus (vgl. BSG, Urteil vom 26. August
1983, Az. 10 RAr 1/82, SozR 4100 Â§ 141 e Nr. 5). War die Unkenntnis nicht
fahrlÃ¤ssig verursacht, beginnt die weitere Zweimonatsfrist nach Wegfall des
Hindernisses, das heiÃ�t in dem Zeitpunkt, zu dem Arbeitnehmer, ohne fahrlÃ¤ssig
zu handeln, von den entscheidenden Sachverhalten hÃ¤tte Kenntnis haben
kÃ¶nnen. Wer also, die nach den UmstÃ¤nden erforderliche und ihm nach seiner
PersÃ¶nlichkeit zumutbare Sorgfalt auÃ�er Acht lÃ¤sst und deshalb das den
Insolvenzgeldanspruch auslÃ¶sende Insolvenzereignis nicht kennt, ist mit seinem
Insolvenzgeldanspruch jedenfalls dann ausgeschlossen, wenn er den Antrag nicht
spÃ¤testens zwei Monate nach dem Zeitpunkt stellt, zudem er die genannten
UmstÃ¤nde hÃ¤tten erkennen kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 26. August 1983, a.a.O.).
Hinsichtlich der Sorgfaltspflicht gilt ein objektiver VerschuldensmaÃ�stab, der sich
an den ErkenntnismÃ¶glichkeiten und FÃ¤higkeiten des Antragstellers orientiert. Zu
vertreten hat danach der Antragsteller die Nichtbeachtung einer ihm nach seinen
VerhÃ¤ltnissen zumutbaren Sorgfalt, die unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde
des Falles zur gewissenhaften ProzessfÃ¼hrung nach allgemeiner
Verkehrsanschauung vernÃ¼nftigerweise erforderlich ist (vgl. Peters-Lange in
Gagel, ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz â�� Kommentar, Â§ 141 e Rz. 13).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze war dem KlÃ¤ger eine Nachfrist nach 
Â§ 324 Abs. 3 Satz 2 SGB III nicht einzurÃ¤umen, weil er die erste Frist nach Â§ 324
Abs. 3 Satz 1 SGB III aus GrÃ¼nden, die von ihm zu vertreten sind, versÃ¤umt hat.

Insoweit ist ihm das Verschulden des von ihm beauftragten Vertreters zuzurechnen
(dazu grds. BSG, Urteil vom 29. Oktober 1992, 10 RAr 14/91, SozR 3-4100 Â§ 141e
Nr. 2). Die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten wÃ¤ren nach Eingang des Beschlusses Ã¼ber
die ZurÃ¼ckweisung der ErÃ¶ffnung des Konkursverfahrens am 21. Januar 2001
und nachdem das an den KlÃ¤ger gerichtete Schreiben an sie nach ihrem eigenen
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Vortrag (Schriftsatz unter dem 28. MÃ¤rz 2003) wenige Tage spÃ¤ter mit dem
Vermerk "unbekannt" zurÃ¼ckgelangte, verpflichtet und auch in der Lage gewesen,
einen formlosen Insolvenzgeldantrag fÃ¼r den KlÃ¤ger zu stellen.

Hiergegen kann der KlÃ¤ger nicht mit Erfolg einwenden, dass seine
ProzessbevollmÃ¤chtigten gar nicht zur Stellung eines Insolvenzgeld-Antrages
befugt gewesen seien, weil er diesen einen reinen Auftrag im Zusammenhang mit
der Durchsetzung seiner arbeitsrechtlichen AnsprÃ¼che erteilt habe. Ein derartiger
beschrÃ¤nkter Prozessauftrag lÃ¤sst sich nÃ¤mlich nicht feststellen. Vielmehr
haben seine ProzessbevollmÃ¤chtigten vorgetragen, dass es einen schriftlichen
Auftrag nicht gegeben habe. Der Auftrag habe sich darauf bezogen, das
Konkursantragsverfahren weiter zu betreiben. Dies sei auch nicht ungewÃ¶hnlich,
da sie praktisch ausnahmslos aufgrund eines mÃ¼ndlichen Auftrags tÃ¤tig
wÃ¼rden.

Gerade wenn, nach dem Vortrag der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten, diese â�� praktisch
ausnahmslos aufgrund eines mÃ¼ndlichen Auftrags â�� tÃ¤tig werden, ist der
Umfang des Mandats eher umfassender zu verstehen, da fÃ¼r den Mandanten der
Umfang des Auftrages bei einer rein mÃ¼ndlichen Absprache unklar bleibt.
Insbesondere wenn der â�� vorgetragene mÃ¼ndliche â�� Auftrag zur
DurchfÃ¼hrung arbeitsvertraglicher AnsprÃ¼che soweit verstanden wird, dass ein
Konkursantrag im Namen des Mandanten gestellt wird, ist davon die Antragstellung
hinsichtlich Insolvenzgeldes jedenfalls dann mit umfasst, wenn der selbst gestellte
Konkursantrag zurÃ¼ckgewiesen werden sollte. In einem solchen Fall ist es
gerechtfertigt, einem Arbeitnehmer bei einem entsprechenden VersÃ¤umnis seines
BevollmÃ¤chtigten die Nachfrist des Â§ 324 Abs. 3 Satz 2 SGB III nicht zugute
kommen zu lassen, sondern ihn auf eventuelle RegressansprÃ¼che gegen diesen
BevollmÃ¤chtigten zu verweisen (vgl. BSG, Urteil vom 29. Oktober 1992, Az. 10 RAr
14/91, SozR 3-4100 Â§ 141 e Nr. 2).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 Nrn.
1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 10.02.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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